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Nr. 10  Oö. Landesverwaltungsgerichts-Vorbereitungsgesetz (XXVII. Gesetzgebungsperiode: Regierungsvorlage Beilage Nr. 740/2012, Aus-
schussbericht Beilage Nr. 764/2012, 30. Landtagssitzung) 
 

 

Nr. 10 

Landesgesetz 

zur Vorbereitung der Aufnahme der Tätigkeit des Oö. Landesverwaltungsgerichts 
(Oö. Landesverwaltungsgerichts-Vorbereitungsgesetz) 

Der Oö. Landtag hat beschlossen: 

§ 1 
Allgemeines 

Die für die Aufnahme der Tätigkeit des Landesverwaltungsgerichts am 1. Jänner 2014 erforderlichen organisa-
torischen und personellen Maßnahmen können bereits mit Ablauf des Tages der Kundmachung der Oö. Landes-
Verfassungsgesetz-Novelle 2012 getroffen werden. Dafür gilt - soweit nicht im Folgenden anderes geregelt ist - das 
Oö. Landesverwaltungsgerichtsgesetz sinngemäß. 

§ 2 
Neubestellung von Mitgliedern des Landesverwaltungsgerichts vor dem 1. Jänner 2014 

(1) Die für die Erfüllung der Aufgaben des Landesverwaltungsgerichts notwendige Anzahl an Mitgliedern, die 
nicht nach dem Oö. Landesverwaltungsgerichts-Übergangsgesetz, LGBl. Nr. 61/2012, ernannt werden können, hat 
die Landesregierung nach Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2014 zu 
ernennen. 

(2) Der Ernennung hat ein Begutachtungsverfahren unter sinngemäßer Anwendung des § 13 Abs. 1 und 2 so-
wie des § 35 Oö. Objektivierungsgesetz 1994 voranzugehen. § 10 Oö. Objektivierungsgesetz 1994 gilt dabei mit der 
Maßgabe, dass an die Stelle des Mitglieds nach § 10 Abs. 1 Z 3 Oö. Objektivierungsgesetz 1994 der Präsident des 
Unabhängigen Verwaltungssenats tritt und zusätzlich eine Expertin bzw. ein Experte aus der für allgemeine Verfas-
sungs- und Verwaltungsrechtsfragen zuständigen Organisationseinheit des Amtes der Landesregierung Mitglied ist. 

(3) Die besondere Begutachtungskommission erstellt einen Ernennungsvorschlag mit den fachlich und persön-
lich am besten geeigneten Bewerberinnen und Bewerbern, die die Voraussetzungen des § 18 Abs. 2 
Oö. Landesverwaltungsgerichtsgesetz erfüllen, und legt diesen der Landesregierung vor. Dabei ist sicherzustellen, 
dass in erster Linie Bewerberinnen bzw. Bewerber berücksichtigt werden, die in den wesentlichen Zuständigkeitsbe-
reichen des künftigen Landesverwaltungsgerichts, insbesondere durch ihre bisherige Verwendung in einer Dienst-
stelle des Landes, über fundierte juristische Erfahrung verfügen. 

(4) Die nach Abs. 1 ernannten Mitglieder können bei Bedarf von der Landesregierung auch noch zu Mitgliedern 
des Unabhängigen Verwaltungssenats ernannt werden, die ihre Tätigkeit bereits vor dem 1. Jänner 2014 aufneh-
men. 

(5) Für Mitglieder des Unabhängigen Verwaltungssenats, die ab dem 2. Juli 2012 und vor dem Inkrafttreten 
dieses Landesgesetzes zum Mitglied des Unabhängigen Verwaltungssenats ernannt werden, gilt § 1 Abs. 1, 3 und 4 
des Oö. Landesverwaltungsgerichts-Übergangsgesetzes, LGBl. Nr. 61/2012, sinngemäß mit der Maßgabe, dass an 
die Stelle des "31. Oktober 2012" der "31. März 2013" tritt und an die Stelle des "15. Jänner 2013" der "15. Mai 
2013" tritt. 
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§ 3 
Funktion der Vizepräsidentin bzw. des Vizepräsidenten 

Das nach § 7 Abs. 1 Oö. Verwaltungssenatsgesetz 1990 mit der Vertretung der Vizepräsidentin bzw. des Vize-
präsidenten betraute Mitglied übt bis zur Ernennung einer Vizepräsidentin bzw. eines Vizepräsidenten nach dem 
Oö. Landesverwaltungsgerichtsgesetz die Funktion der Vizepräsidentin bzw. des Vizepräsidenten aus. 

§ 4 
Konstituierende Vollversammlung 

(1) Der Präsident und alle sonstigen Mitglieder, die sowohl nach dem Oö. Landesverwaltungsgerichts-
Übergangsgesetz, LGBl. Nr. 61/2012, als auch nach diesem Landesgesetz mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2014 
bereits zu Richterinnen und Richtern des Landesverwaltungsgerichts ernannt wurden, bilden bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2013 die konstituierende Vollversammlung. 

(2) Der konstituierenden Vollversammlung obliegt die Wahl von drei Mitgliedern des konstituierenden Ge-
schäftsverteilungs- und Leistungssicherungsausschusses (§ 7 Oö. Landesverwaltungsgerichtsgesetz) sowie die 
Erlassung der mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2014 geltenden Geschäftsordnung (§ 15 Oö. Landesverwaltungsge-
richtsgesetz). Die Geschäftsordnung darf bereits vor diesem Zeitpunkt kundgemacht werden. 

(3) Die konstituierende Vollversammlung ist vom Präsidenten so rechtzeitig einzuberufen, dass spätestens bis 
zum 15. Dezember 2013 vom jeweils zuständigen Organ die notwendigen Beschlüsse zur Geschäftsordnung und 
zur Geschäftsverteilung gefasst werden können. 

§ 5 
Konstituierender Geschäftsverteilungs- und Leistungssicherungsausschuss 

(1) Der Präsident, der Vizepräsident (§ 3) und jene drei Mitglieder, die durch die konstituierende Vollversamm-
lung aus ihrer Mitte in geheimer Abstimmung zu wählen sind (§ 4 Abs. 2), bilden bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2013 den konstituierenden Geschäftsverteilungs- und Leistungssicherungsausschuss. 

(2) Der konstituierende Geschäftsverteilungs- und Leistungssicherungsausschuss ist vom Präsidenten erstma-
lig bis zum 30. September 2013 und in der Folge nach Bedarf einzuberufen. 

(3) Die Geschäftsverteilung hat jedenfalls Bestimmungen sowohl zu jenen Verfahren zu enthalten, die gemäß 
Art. 151 Abs. 51 Z 8 B-VG in der Fassung der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 mit Ablauf des 
31. Dezember 2013 auf das Landesverwaltungsgericht übergehen, als auch zu jenen, die mit Ablauf des 
31. Dezember 2013 beim Verwaltungsgerichtshof sowie beim Verfassungsgerichtshof anhängig sind und in denen 
das Landesverwaltungsgericht gemäß Art. 151 Abs. 51 Z 9 B-VG, in der Fassung der Verwaltungsgerichtsbarkeits-
Novelle 2012, an die Stelle des Unabhängigen Verwaltungssenats bzw. einer anderen belangten Behörde tritt. 

(4) Die Geschäftsverteilung für das Kalenderjahr 2014 hat mit 1. Jänner 2014 in Kraft zu treten, darf jedoch be-
reits vor diesem Zeitpunkt kundgemacht werden. 

(5) Für die Tätigkeit des konstituierenden Geschäftsverteilungs- und Leistungssicherungsausschusses gelten 
§ 6 Abs. 4 bis 8 und § 9 Oö. Landesverwaltungsgerichtsgesetz sinngemäß. 

(6) Der konstituierende Geschäftsverteilungs- und Leistungssicherungsausschuss gilt bis zu dessen Neuwahl 
ab 1. Jänner 2014 als Geschäftsverteilungs- und Leistungssicherungsausschuss gemäß § 7 Oö. Landesverwal-
tungsgerichtsgesetz. 

§ 6 
Personalvertretung 

Die nach § 16 Oö. Verwaltungssenatsgesetz 1990 gewählten Mitglieder der Personalvertretung des Unabhän-
gigen Verwaltungssenats gelten bis zu einer allfälligen Neuwahl, längstens jedoch bis zum Ablauf der laufenden 
Funktionsperiode als Organe der Personalvertretung im Sinn des § 26 Oö. Landesverwaltungsgerichtsgesetz. 

§ 7 
Schluss- und Übergangsbestimmungen 

(1) Dieses Landesgesetz tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung im Landesgesetzblatt für Oberösterreich 
in Kraft. 

(2) Das Oö. Verwaltungssenatsgesetz, LGBl. Nr. 90/1990, in der Fassung des Landesgesetzes LGBl. 
Nr. 100/2011, tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2013 außer Kraft. 
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(3) Ehemalige Mitglieder des Dienst- oder Ruhestands des Unabhängigen Verwaltungssenats unterliegen, so-
fern die Dienstpflichtverletzung als Mitglied des Unabhängigen Verwaltungssenats begangen wurde, hinsichtlich 
ihrer disziplinären Verantwortung § 23 Oö. Landesverwaltungsgerichtsgesetz. 
 
 

Der Erste Präsident 
des Oö. Landtags: 

Der Landeshauptmann: 

Friedrich Bernhofer Dr. Pühringer 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Medieninhaber: Land Oberösterreich. Herstellung: Eigenvervielfältigung: 4021 Linz, Landhausplatz 1. 


